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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER
COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE

Resolution

der Mitgliedsländer der Arge Alp zur neuen Wegekostenrichtlinie der EU
Am 21. April wurde vom Verkehrsministerrat der Europäischen Kommission in seiner Sitzung in Luxemburg der Text der neuen Wegekostenrichtlinie verabschiedet.

Der Richtlinienvorschlag geht nun an das Europäische Parlament zur endgültigen Verabschiedung und sieht gemeinsame Berechnungsmethoden zur Festsetzung der Straßenbenützungsgebühren für bestimmte Infrastrukturen vor (Straßen, Brücken, Tunnel).

Es ist vorgesehen, dass die Benützungsgebühren für die Infrastruktur auf der Grundlage des Fahrzeuggewichts, des befahrenen Streckenabschnitts, des Tages und der Tageszeit gestaffelt und differenziert werden können. Weiters wird das wichtige Prinzip der Querfinanzierung eingeführt, wonach Teile der Einnahmen aus den Mautgebühren für den Bau von Bahninfrastrukturen besonders im Alpenraum und zur Deckung der Umweltkosten zweckgebunden werden können. Der Richtlinienvorschlag sieht in der Tat vor, dass die Benützungsgebühren für die Infrastrukturen in sensiblen Räumen um bis zu 15% und für Projekte auf wichtigen grenzüberschreitenden Routen, wie zum Beispiel der Brennerachse, um bis zu 25% erhöht werden können. Auf diese Weise wird es möglich sein, einen Großteil der Autobahnmauten für die Finanzierung des Brennerbasistunnels zu verwenden.

Aus oben stehenden Erwägungen fasst die Regierungschefkonferenz der Arge Alp folgenden Beschluss:

Die Konferenz der Regierungschefs der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer nimmt die erzielte Einigung zustimmend zur Kenntnis, in der die Bedeutung des Schutzes sensibler Gebiete des Alpenraumes und die Wichtigkeit des Brennerbasistunnels in diesem Zusammenhang betont werden, und appelliert an die zuständigen Behörden auf nationaler und europäischer Ebene, dass die Richtlinie umgehend verabschiedet und in die nationalen Rechtsordnungen übernommen werde. 

